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Es wird daran festgehalten, dass die Organisation der gesetzlichen Unfallversicherung und 
die im SGB VII geregelte Beitragsgestaltung weder europäisches Gemeinschaftsrecht 
noch nationales Verfassungsrecht verletzen. 
 

§§ 150, 156 ff. SGB VII 
 
Urteil des BSG vom 20.03.2007 – B 2 U 9/06 R –  
Bestätigung des Urteils des LSG Baden-Württemberg vom  27.03.2006 - L 1 U 1430/05 - VB 095/2006 
 v. 07.08.2006 (=Internationales Recht 067/2006=Europarecht 052/2006)  
 
Der Senat hat sich mit den europarechtlichen und den verfassungsrechtlichen Einwänden 
gegen das System der deutschen gesetzlichen Unfallversicherung bereits in mehreren 
Entscheidungen (u.a. Urteile vom 11.11.2003 - B 2 U 16/03 R / HVBG-INFO 008/2004, S. 
682-691 - und vom 9.5.2006 -B 2 U 34/05 R / UVR 006/2006, S. 456-464) befasst und 
entschieden, dass die Pflichtmitgliedschaft der in Deutschland ansässigen Unternehmen 
bei der für ihre Branche zuständigen Berufsgenossenschaft kein höherrangiges Recht 
verletzt. Wesentlich neue Argumente seien dazu im jetzigen Prozess nicht vorgetragen 
worden, sodass es bei der bisherigen Bewertung verbleibe. Der Senat hält daran fest, 
dass er die Vereinbarkeit des deutschen UV-Monopols mit europäischem Gemeinschafts-
recht feststellen kann, ohne eine Vorabentscheidung des EuGH herbeizuführen. Er sieht 
sich dazu berechtigt, weil der EuGH die einschlägige Fragestellung durch seine 
Entscheidung zum italienischen Unfallversicherungssystem (Urteil vom 22.1.2002 -C-
218/00- INAIL / VB 024/2002) beantwortet habe. Die deutsche Unfallversicherung sei 
ebenso wie die italienische durch Elemente des Solidarausgleichs gekennzeichnet und 
unterliege staatlicher Aufsicht. Dass diese Elemente im Einzelnen unterschiedlich 
ausgestaltet seien, ändere nichts an der strukturellen Vergleichbarkeit der beiden 
Systeme. Für das verfassungsrechtliche Argument einer erdrosselnden Wirkung der 
Beitragslast in der Bauwirtschaft (Verstoß gegen Art 14 GG) sei die Klägerin einen Beleg 
durch konkrete Zahlen schuldig geblieben. 
 
Von Interesse auch - im Hinblick auf den Vorlagebeschluss des Sächsischen LSG vom 
24.07.2007 - L 6 U 2/06 / UVR 014/2007, S. 978-992, zum EuGH - C-350/07 (Kattner) - 
folgende grundsätzlichen Überlegungen des 2. Senats zur gesetzlichen Unfallver-
sicherung: 
"Ein solches umlagefinanziertes Versicherungssystem könnte, auch wenn seine 
Ausgestaltung ganz oder teilweise übergeordneten Rechtsgrundsätzen widersprechen 
sollte, nicht ad hoc durch eine Gerichtsentscheidung außer Kraft gesetzt, sondern nur vom 
Gesetzgeber mit einer ausreichend langen Übergangsfrist unter Wahrung bereits 
entstandener Ansprüche in ein anderes, verfassungs- und europarechtskonformes System 
überführt werden (zur gebotenen Zurückhaltung der Fachgerichte mit Blick auf die 
Gestaltungsfreiheit des Normgebers: BVerfGE 115, 81, 93)."  
 
Das Bundessozialgericht hat mit Urteil vom 20.03.2007 – B 2 U 9/06 R –  
wie folgt entschieden: 
 

http://rundschreiben.hvbg.de/RS/hvbg.nsf/2A53441D551083F4C12571C300478BD8/$FILE/VB_095_2006.pdf
http://rundschreiben.hvbg.de/RS/HVBG-INFO.nsf/44B28D72CDA44A75C1256F480049E2F6/$FILE/2004-08-0682-0691.pdf
http://rundschreiben.hvbg.de/RS/HVBG-INFO.nsf/44B28D72CDA44A75C1256F480049E2F6/$FILE/2004-08-0682-0691.pdf
http://rundschreiben.hvbg.de/RS/hvbg.nsf/0D474F2DA73F9C02C125722500355DF0/$FILE/UVR_006_2006_Anlage_07.pdf
http://rundschreiben.hvbg.de/RS/hvbg.nsf/791cdb30922315e9412569b4006f43c3/58e7ae118ef86dbac1256b68003a9c62?OpenDocument
http://rundschreiben.hvbg.de/RS/HVBG-INFO.nsf/46116C24F7A745E1C125733D002FD249/$FILE/UVR2007-014-0978-0992.pdf
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